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AMV begrüßt Dr. phil. Andrej Holm als Staatssekretär für Wohnen 

Auf Vorschlag der zukünftigen Senatorin für Bauen und Wohnen Katrin Lompscher  

(Die LINKE) soll der Stadt- und Regionalsoziologe Dr. phil. Andrej Holm Staatssekretär für 

Wohnen werden. 

Holm hat bisher an der Humboldt-Universität zu Berlin zu Themen der Stadterneuerung, 

Gentrifizierung und Wohnungspolitik geforscht. Darüber hinaus hat er sich in diversen 

stadtpolitischen Initiativen engagiert und regelmäßig Artikel zum Thema für verschiedene 

Zeitschriften und den gentrificationblog verfasst. 

Seit Jahren warnt er vor rasant steigenden Mieten in Berlin. Er hat sich einen Ruf als scharfer 

Kritiker der bisherigen Wohnungs- und Mietenpolitik in Berlin gemacht ("Leider versteckt 

der Senat seine soziale Verantwortung hinter Neubauaktivitäten") und zuletzt unter anderem 

gefordert, die Mieten öffentlicher Wohnungen einzufrieren und die Grundstücksspekulation 

zu bekämpfen.  

"Der AMV - Alternativer Mieter- und Verbrauerschutzbund e.V. begrüßt die 

Personalentscheidung, Andrej Holm zum Staatssekretär für Wohnen zu ernennen, 

ausdrücklich", sagt der 1. Vorsitzende des AMV - Alternativer Mieter- und 

Verbraucherschutzbund e.V., RA Uwe Piper. "Mit der Kombination Katrin Lompscher als 

Senatorin für Bauen und Wohnen und Andrej Holm als Staatssekretär für Wohnen bestimmen 

nun zwei ausgewiesene Experten die Ausrichtung der zukünftigen Wohnungspolitik in Berlin 

und es ist eine starke Ausrichtung auf eine soziale Wohnraumversorgungspolitik im Interesse 

der Berliner Mieterinnen und Mieter zu erwarten", so Piper. "Es ist zu hoffen, dass es in fünf 
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Jahren heißt: Der Berliner Senat hat seine soziale Verantwortung im Bereich Wohnen 

erfolgreich wahrgenommen und die Situation der Berliner Mieterinnen und Mieter hat sich 

entschieden verbessert", schließt Piper. 

Berlin, den 08.12.2016 

Ass. Marcel Eupen, Pressesprecher des AMV 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  


